
Demokratisches
Schleswig-Holstein?
Zur politischen Kultur
bei den Volksabstim-
mungen imJahre 1920

Karl Heinrich PohlDemokratie,zumal eine auchin schlechtenZeiten funktionieren-
de, ist ein Gut, das weder in der Bundesrepublik Deutschland
insgesamt, noch -unddas leider erst recht nicht -inSchleswig-
Holstein auf einemfesten Bodenruht undaufeine lange und ste-
tige Traditionzurückblicken kann. Zu vermuten ist,daß sie auch
heute noch nicht überall eine tiefe Verankerung in der Bevölke-
rung erfahrenhat. Deswegen sindEreignisse, die derFörderung
von demokratischen Traditionendienen und gedient haben oder
aber deren Durchbruch hemmen oder gehemmt haben, sowohl
für die schleswig-holsteinischeGeschichte von großem Interesse
als auch für dieheutige Gesellschaft vonbesondererRelevanz. In
diesem didaktisch-politischen Sinne sollten die folgenden Aus-
führungen verstanden werden,die sichmit den Volksabstimmun-
genim Jahre 1920befassen.

An ihremBeispiel soll dargestellt und untersucht werden, wie
es um die demokratische politische Kultur des Landes Schles-
wig-Holstein nach der Revolution von 1918 bestellt war. Die
Ausgangslage für eine positive Entwicklung schien nicht
schlecht zusein: Zwar hatte das Landmehr als 50 Jahre zum au-
toritären preußischen Staat gehört, zugleich aber besaß es auch
eine starke liberale Tradition. Bei den letzten Reichstagswahlen
im Jahre 1912 hatte sich das eindrucksvoll bestätigt.1 Schleswig-
Holstein stand somit nach der UmwandlungDeutschlands inei-
ne parlamentarische Demokratie vor einer neuen - und wie die
Demokraten hofften -chancenreichen Zukunft. Zu fragen ist, in-
wieweit sich fortab eine neue demokratische politische Kultur
entwickelte und durchsetzte undinwiefern sie imstande war, das
parlamentarische System zu stabilisieren.

Für das spezielle Thema hier lautet die Frage, inwieweit bei
den Abstimmungen von 1920 über das zwischen Dänemark und
Deutschland umstrittene gemischtnationale Gebiet bereits eine
gewaltlose, im wesentlichen auf rationalen Argumenten und
nicht nurauf aufgeputschtenEmotionen beruhende,aufeiner de-
mokratisch legitimierten Abstimmung basierende Konfliktlö-
sung möglich war. Die Analyse der Vorgänge kann als Indikator
für den Zustand der politischen Kultur im nördlichen Deutsch-
land, aber auch inDänemark, gelten.2

Am Anfang der Darstellung stehen eine Definition des Be-
griffes „PolitischeKultur" und der Versuch, ihre Bedeutung für
ein demokratisch verfaßtes Staatswesen darzustellen. Es
schließt sich eine Begründung für die Auswahl des Gegenstan-
des an. Dabei ist zuerklären, warum gerade die Auseinanderset-
zung um die deutsch-dänische Grenze nach dem Ersten Welt-
krieg-undkein anderesBeispiel- sinnvoll ist,um über diepo-
litische Kultur des Landes Schleswig-Holstein und seine
„Demokratiefähigkeit" nachzudenken. Es folgt eine knappe
Darstellung der historischen Funktion des Nationalismus in
Deutschland, der Auswirkungen auf Schleswig-Holstein und
dessen Entwicklung vor demErsten Weltkrieg. Darauf aufbau-
end wird das Thema „Grenzkampf' 1920,also dieVolksabstim-
mungen über die ZugehörigkeitNord- und Mittelschleswigs zu
Deutschland oder zu Dänemark,behandelt, ein Thema, dessen
Problematik zuerst dargestellt,dann problematisiert undfolgend

1 Zum gesamten Thema sehr mate-
rialreich undin der Argumentationvor-
züglich: Rudolf Rietzier, „Kampf in
der NordmarkI. Das Aufkommen des
Nationalsozialismus in Schleswig-Hol-
stein (1919-1928), Neumünster 1982.
Rietzier wertet die Stärke des Libera-
lismus allerdings nur als eine formale
undbetont die engeBindung der Libe-
ralen in Schleswig-Holstein an einen
aggressiven Nationalismus.
2 Zur didaktischenRelevanzdes The-
mas vgl. auch Broder Schwensen,
Flensburg in der Volksabstimmung
1920,Flensburg 1995,S. 3.

Schleswig-Holstein heute
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anhand von zwei Wahlplakaten konkretisiert und visualisiert,
aber auch vertieft werden soll.

I Sichmit demBegriff der „PolitischenKultur" eines Landes oder
einer Region zu befassen,bedeutet fast immer zu versuchen,ei-
nen „Pudding an die Wand zu nageln". Trotzdem besitzt dieser
theoretische Ansatz eine erhebliche strukturierende und pro-
blemöffnendeLeistungsfähigkeit. Beider Aufarbeitung von Par-
tei- undVereinsgeschichte etwastellt ernicht nur einsehrnützli-
ches Instrument dar,sonderndies wird auch- inderhistorischen
Wissenschaft nahezueine Seltenheit- vonderFachwissenschaft
fast vorbehaltlos, wenn auch nicht ohne Skepsis, anerkannt.Die
innovativen,geradezu bahnbrechenden Arbeiten von Karl Rohe
und die stärkere Berücksichtigung kulturgeschichtlicher Apekte
in den letzten Jahren spielen bei dem Aufschwung der „Politi-
schen Kultur" eine große Rolle.3

EineGeschichtsschreibung,die sichnebenden „hartenDaten"
aus Ökonomie undPolitik,nebenderangemessenenBerücksich-
tigung von Strukturen undlangfristigenEntwicklungen,auchauf
die Bedeutung vonMentalitäten undpolitischen Milieus stützt,
die kulturgeschichtliche Faktorennicht vernachlässigen möchte,
wird ohne die TheorieangebotederPolitischenWissenschaft,die
v.a die „PolitischeKultur" anbietet, schwerlich ihren selbstge-
stellten Ansprüchen gerecht werden. Allein schon deswegen ist
es unverzichtbar,bei der Analyse vonAbstimmungenund Wahl-
en auf diesen Begriff zurückzugreifen.4

Nach Karl Rohe5 soll unter „Politischer Kultur" verstanden
werden „diefür eine gesellschaftliche Gruppecharakteristischen
Grundannahmen über diepolitische Welt, über diedaspolitische
Denken, Fühlen und Handeln der Gruppenangehörigenkondi-
tioniert, jedoch nicht etwa determiniert wird. Politische Kultur
bildetalso einenDenk- undHandlungsrahmen,innerhalb dessen
vieles,aber nichtalles möglich ist, was theoretischdenkbar wä-
re. Angehörigedergleichenpolitischen Kulturzeichnen sich da-
durchaus, daß sie sich ohne viele Worte verstehen, auch wenn
sie unterschiedliche Interessen verfolgen und sich erbittert
bekämpfen. Angehörige unterschiedlicher politischer Kulturen
stehen dagegen immer wieder vor dem Problem, daß sie anein-
ander vorbeireden, eben weil sie unterschiedliche politische
Selbstverständlichkeiten besitzen."

DieElemente einer demokratischenpolitischen Kultur können
hier nichtimeinzelnenausgeführt werden.Zu ihr gehörenvoral-
lem der demokratische politische Grundkonsens, die Achtung
derMenschenrechte,dieMachtverteilungauf verschiedeneInsti-
tutionen und auf begrenzte Zeit, der Pluralismus, Rechtsstaat,
Verfassungetc.Auch die Rationalität in der politischen Ausein-
andersetzungist ein wichtigesElement. Ersteine, trotzaller auch
inderPolitik vorhandenen undnotwendigenEmotionen,rationa-
le, kritische und kontroverse Auseinandersetzungum politische
Entscheidungenentspricht einerdemokratischenKultur, läßt den
eine Demokratie tragendenmündigen und entscheidungsfähigen
Bürger erst zueinem solchen werden- und macht die Grundla-
gen vonEntscheidungen transparent.MythologisierungundIrra-

3 Viele seiner Ergebnisse zusammen-
fassend, mit einer ausführlichen Bi-
bliographie Karl Rohe, Wahlen und
Wählertraditionen in Deutschland.
Kulturelle Grundlagen deutscher Par-
teien und Parteiensysteme im 19. und
20. Jahrhundert, Frankfurt 1992. Zum
neuesten Stand der kulturgeschichtli-
chen Forschungen vgl. Wolfgang
Hardtwig/Hans-Ulrich Wehler (Hrsg.),
KulturgeschichteHeute, Göttingen1996.
4 Vgl. hierzu zusammenfassend Olaf
Blaschke/Frank-Michael Kuhlemann
(Hrsg.), Religion im Kaiserreich. Mi-
lieus, Mentalitäten, Krisen, Gütersloh
1996,Einleitung.
5 Karl Rohe, Politische Kultur, in:
Klaus Bergmann u.a. (Hrsg.), Hand-
buch der Geschichtsdidaktik, Seelze-
Velber4 1992, S. 60-63, hier: S.60; dort
auch weitere Literaturhinweise.
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tionalisierung sindaus dieser Perspektive die größten Feinde des
demokratischen Diskurses.

Für unser Thema,nämlich die Problematik, ob wir zuBeginn
der Weimarer Republik von einem demokratischen Schleswig-
Holstein sprechen können,ein Zustand, der sich auch in der
politischen Kultur seiner Bevölkerungwiderspiegelnmüßte, be-
deutet dies, daß danach gefragt werden muß, in welchem Maße
bereits Elemente von demokratischem Bewußtsein und demo-
kratischemVerhalten indie politische Kultur eingeflossen waren
oder ob noch die DeutungsmusterundErfahrungen der von De-
mokratie nochnicht „infizierten"Großvätergenerationen das po-
litischeHandeln maßgeblich beeinflußten. DasVerhalten bei den
Volksabstimmungen kann- nach diesem Theorieansatz- als ein
Indikator für die „demokratischeReife" der schleswig-holsteini-
schenBevölkerunggewertet werden.

IIDie deutsch-dänische Auseinandersetzung um die gemeinsame
Grenze prägte und prägt das Geschichtsbewußtsein der Men-
schen in Schleswig-Holstein inhohem Maße. Insofern ist es von
großer politischer und gesellschaftlicher Relevanz. Es ist daher
nur legitim und zugleich für eine demokratische Gesellschaft
vonhoher Bedeutung,sich damit auseinanderzusetzen.Zugleich
ist dieses Thema einFeld, auf dem sich das politische Selbstver-
ständnis der schleswig-holsteinischen Gesellschaft in hohem
Maße widerspiegelt.Ob eine Lösungder „Grenzfrage" mit mi-
litärischenMitteln erstrebt wurde,obeindemokratischerInteres-
senausgleich stattfand, ja, welche Bedeutung die Frage über-
haupt für die Menschen in dieser Regionhatte (undhat), sagt oft
mehr über den inneren Zustand des Landes aus als manche
großartige politische Deklaration oder auchder durchdieVerfas-
sung normierte „Soll"-Zustand.Hier zeigt sich, wie tief demo-
kratisches Verhalten - das sich auch in der politischen Streitkul-
tur äußert — verankert ist, wie leicht es gefährdet werden kann,
wo die Schwächen liegen, diees angreifbar machen.

Trotzdemist zubegründen, warum die Beschäftigung mit die-
ser Problematik imfernen Jahre 1920 so zentral sein soll. Warum- so wäre zu fragen- sollte nicht eine Auseinandersetzungmit
den doch so viel gravierenderen Problemen der Nazifizierung
vor 1933 und Entnazifizierung nach 19456,dem Wahlverhalten
der Schleswig-Holsteiner in der Weimarer Republik, derEinglie-
derungderFlüchtlinge nachdem Zweiten Weltkrieg oder auch-
um im eigenen Bereich zu bleiben - der Geschichte der Kieler
Universität, vor allem auch der Philosophischen Fakultät, zwi-
schen 1933 und 1945 (und die spätere Auseinandersetzung mit
dieser Vergangenheit)gesucht werden?Dies wären Themenaus
der jüngeren Vergangenheit, die auch Auskunft über dieProble-
me gebenkönnten,mit denen einedemokratische politische Kul-
tur hier in Schleswig-Holstein zu kämpfen hatte (und bis heute
nochhat).

Der erste Grund für die getroffene Auswahl ist eine gewisse
Fairneß. Man sollnicht von vornherein,das giltbesonders dann,
wenn man dezidiert Thesen vertritt, ein „passendes Beispiel"
herausgreifen, um dadurch die eigene Vermutung zu bestätigen.

* Vgl. zudiesem Komplexsehrpräzi-
se Ute Erdsiek-Rave, Der politische
Neubeginn in Schleswig-Holstein, in:
Aus der Geschichte lernen?Universität
und Land vor und nach 1945- Vorträge
einer Ringvorlesung -, Kiel 1995, S.
143-161.
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Historisch „sauberer" ist es vielmehr,ein eher „unverdächtiges
Kapitel" aus der schleswig-holsteinischen Geschichte herauszu-
suchen;ein Thema, das möglichstden eigenenIntentionen Hin-
dernisse in den Weg legen könnte. An einem solchen „harten"
Beispiel wird sich schnell die Tragfähigkeit einer These bewei-
sen-oder eben auch nicht.

Die zuletzt genannten Themen entsprechen aber einem sol-
chen „Kontrollverfahren" nicht. Ihre Bearbeitung könnte zu
Recht den Eindruck erwecken, es ginge von vornherein nur dar-
um, einnegatives Ergebnis erreichen,dieUnfähigkeit zurDemo-
kratie oder doch zur demokratischen Selbstreflexion in Schles-
wig-Holstein unter allen Umständen nachweisen zu wollen.Das
gleiche würde für eineBeschäftigung mit dersogenannten „Bar-
schel-Affäre" gelten, für deren Analyse ich zudem keinerlei
Kompetenzbesitze.

Die deutsch-dänische Grenzproblematik jedoch gilt gemein-
hin als einBereich,in dem für Europageradezu vorbildlich Pro-
bleme des nationalen Miteinanders bewältigt worden sind.7
Wenn nicht im deutsch-dänischen Miteinander, wo sonst sollte
sich eine demokratische politische Kultur entfaltet haben? Hat
nicht die deutsch-dänische Schulbuchkommission festgestellt,
daß es imZusammenleben zwischen zwei benachbartenVölkern
nicht vielbesser gehenkönne,als das hier der Fall sei?8 Darauf-
so meine Ausgangshypothese- sollte sich aufbauen lassen. Dar-
um also gerade dieses frühe Beispiel.

Der zweite Grund für die Auswahl hängt mit der besonderen
Dynamik der Themenbereiche zusammen, die alle mehr oder
wenigermit dem Nationalsozialismus,seinem Aufkommen, sei-
ner Herrschaft,seinen Folgenund schließlich mit seiner „Bewäl-
tigung" zusammenhängen. Dieser Komplex hat zu viel eigenes
Gewicht und ist dazu, man muß es leider sagen, noch zu uner-
forscht,um wichtige Elemente der politischen Kultur herausde-
stillieren zukönnen,so notwendigdas auch wäre.

Der Gegenstand „Schleswig-Holstein und der Nationalsozia-
lismus" ist an sich aber in hohem Maße für das Thema „Demo-
kratie" und „PolitischeKultur" relevant. Läßt sich doch an die-
sem Thema für Schleswig-Holstein die nur schwache Ausprä-
gung eines demokratischen Bewußtseins konstatieren - wie die
erst inden letzten Jahren intensiv einsetzendeForschung heraus-
gefunden hat.9 Fast nirgendwo sonst war die parlamentarische
Demokratie schon so früh durch den Faschismus gefährdet wie
inSchleswig-Holstein,wobereits 1932mehrheitlich „braun"ge-
wählt wurde, kaum irgendwo sonst sind die Nachwehen dieser
Zeit so zögerlichbearbeitet,so verschämt behandelt und so lange
verschwiegen worden wie geradehier.10

Das gilt nicht zuletzt auch für die Christian-Albrechts-Univer-
sität unddie eigeneDisziplin, das FachGeschichte.Daß dieUni-
versität auch fünf Jahrzehnte nach dem Ende des Dritten Reiches- trotz inletzter Zeit beginnenderAktivität -nochkeine wissen-
schaftlich befriedigende Darstellung zurLage der Christian-Alb-
rechts-Universität im Nationalsozialismus zustande gebracht,
sondern diese Aufgabe eher Außenseitern überlassen hat,ist kein
Ruhmesblatt.

7 Zur Geschichte und Problematik
der deutsch-dänischen Beziehungen
von der Wikingerzeit bis zur Gegen-
wart. Empfehlungen ...., hrsg. von
Karl-Ernst Jeismann, Braunschweig
1984.* Ebenda.
4 Siehe Uwe Danker, Standder histo-
rischen Forschung zum Nationalsozia-
lismus in Schleswig-Holstein, in: In-
formationen zur schleswig-holsteini-
schen Zeitgeschichte (27) 1995, S. 55
ff.
10 Vgl. dazu - allerdings nicht in je-
dem Beitrag ohne völlige Apologie -
Aus der Geschichte lernen? Diese Dar-
stellung stellt einen erheblichen Fort-
schritt gegenüber älteren Versuchen
dar. Vgl. etwa Michael Salewski, Die
Gleichschaltung der Christian-Alb-
rechts-Universität im April 1933, Kiel
o.J. [1983]. Noch immer (leider) fast
paradigmatisch für den Stand der For-
schung ist die im Jahre 1994 erschiene-
ne Landesgeschichte von Christian
Degn (Schleswig-Holstein - eine Lan-
desgeschichte. Historischer Atlas,
Neumünster 1994), inder - umein Bei-
spiel zu nennen - in den Abschnitten
über das „Dritte Reich"nur einmal das
Wort „Terror" vorkommt,und zwar im
Zusammenhang mit dem Luftangriff
der Royal Air-Force auf Lübeck im
Jahre 1942.
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Das zeugt-umbeimThema zubleiben - vonmangelnder de-
mokratischer „PolitischerKultur".

Gleiches gilt für das Fach Geschichte. Dabei ist nicht nur ein
Manko an Forschungsarbeiten in der regionalen Zeitgeschichte
zu konstatieren. Das ist bedauerlich, läßt sich aber nachholen,
wie die erst kurze Tätigkeit des Instituts für schleswig-holsteini-
sche Zeit- undRegionalgeschichte (IZRG) hoffen läßt. Vielpein-
licher-undkaumrational zuerklären- istdie „Blindheit"imei-
genen „Historikerhause".Die erst jetzt einer breiteren Öffent-
lichkeit bekannt gewordene Verstrickung eines ihrer Heroen,
wenn nicht der Gallionsfigur der Kieler Nachkriegsgeschichts-
wissenschaft, in das nationalsozialistische System und seinen
Ideenhaushalthat in der historischen Forschung in Kiel bislang
niemanden ernsthaft gekümmert. Historiker aus dem Auswärti-
gen Amt mußten herausfinden11, daß Karl Dietrich Erdmann
nicht erst in der Bundesrepublik, sondern auch schon Jahre
früher fachwissenschaftlich und fachdidaktisch tätig war, und
das in einer Art und Weise, die sogar einen seiner Freunde,den
Münchener Winfried Schulze,zu derBemerkung veranlaßte, er-
Schulze -könnenachKenntnisder neuestenAkten seinpositives
Bild über diesen Kollegennicht mehr aufrechterhalten.12

11 Martin Kroger/Roland Thimme,
Die Geschichtsbilder des Historikers
Karl Dietrich Erdmann. Vom Dritten
Reich zur Bundesrepublik, München
1996.
12 Ebenda, S. 7 ff.

IIIDie Grenzproblematik wie sie diePolitik imJahre 1920 prägte-
um wieder zumengerenThemazukommen -,ist in ihrer ganzen
Schärfe erst der Geburt, präziser gesagt, der bewußten „Erfin-
dung" des deutschen Nationalismus im beginnenden 19. Jahr-
hundert zu verdanken.13 Bis dahin gab es weder die deutsche Na-
tion,den deutschen Nationalismus noch den deutschen National-
staat.14 Diese „Erfindung" waru.a. eine wirkungsmächtige, aber
auch folgenschwere Antwort auf starke Modernisierungskrisen,
die das deutschsprachige Mitteleuropa seit 1789 durchlebte. Sie
gestattete es, eine neue Legitimationsbasis für Herrschaft zu ge-
winnen.

Eine Folge der Ausbreitung der Idee des Nationalismus in
„Deutschland"war die Ausgrenzung von „Nichtdeutschen"oder
„Unnationalen"(etwa „der" Welschen und bald auch „der" Dä-
nen), verbunden mit dem Identifikationsangebot an die National-
genossen inMitteleuropa, „dieNation" zu schaffen. Nationalis-
mus war insofern funktional,eine Größe, die rasend schnell zum
Massenphänomengemacht werden konnte.

Dieser neue Nationalismus wurdebald aggressiv undkonserva-
tiv, was er durchaus nicht von Anfang an war. Die Grundlage
dafür bildete eben seine Funktionalisierung als Krisenbewälti-
gungsinstrument: ,Je einschneidender die Probleme der rapiden
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Modernisierung, der
Übergang zur industriellen Welt mit ihren schmerzhaften Kon-
junkturschwankungenundihrenKlassenkonflikten erlebt werden,
destomassiver [antwortete]derNationalismus darauf'}5 Ausmi-
litantem Reichsnationalismusnach der Jahrhundertwende wurde
schnell ein „hysterischer Kriegsnationalismus",der zum ,JWadi-
kalnationalismus derpolitischenRechten"16 inder Weimarer Re-
publik mutierte. Was dann weiterhinaus ihm wurde, ist bekannt.

Die Selektionsmechanismen waren dabei -und das machte

13 Allgemein über den Stand der
neueren Nationalismusforschung Be-
nidict Anderson, Die Erfindung der
Nation. Zur Karriere eines folgenrei-
chen Konzeptes,Frankfürt2, 1993; zum
deutsch-dänischen Verhältnis: Minder-
heiten im deutsch-dänischen Grenzbe-
reich, Kiel 1993 (Gegenwartsfragen
69).
14 Hierzu und zum folgenden Hans-
Ulrich Wehler, Die Gegenwartals Ge-
schichte. Essays. München 1995,darin
vor allem der Teil II: Deutscher Natio-
nalismus, S. 127-185.
15 Ebenda,S. 151.
16 Ebenda, S. 133.
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den Nationalismus so anziehend -vor allem irrational und vage:
Es wurde mit Begriffen wie „Volksnation" oder „Kulturnation"
(das Kriterium der Sprache spielte eine wichtige Rolle)hantiert,
mit denen leicht und variabel zu inkludieren,aber auch auszu-
schließen war.Dabei spielte in Deutschland,anders etwa als im
Nationalbewußtsein inden Vereinigten Staaten oder auch inDä-
nemark,der Begriff „Staatsbürger" keineRolle,ein Begriff, der
der identitätsstiftendenFunktion vonNationimmerhin die „emo-
tionaleVerkleisterung" nehmen undsie partiell entmythologisie-
renkonnte.

Im amerikanischen Fall kann „Nation" - trotz aller nationali-
stischen Exzesse - immerhin auch inhaltlich definiert werden.
Die Nation stellt nicht nur eine leereHülse dar, die fast beliebig
mit verschiedenen Inhalten aufgefüllt werden kann. Zur Nation
in diesem Sinne gehörtderjenige, der sich zum Kernbestand der
Verfassung, also ihrer freiheitlichen Struktur bekennt, unabhän-
gig von seinem „Blut" - und sei es noch so deutsch. Für
Deutschland giltdas offenbar immer noch nicht vollständig.17

17 Das scheint jedenfalls solange zu
gelten, wie folgende Definitionen von
Nation meinungsbildend sein können:
„Die deutsche Nation ist dadurch, daß
wir Deutsche uns zu ihr bekennen und
solange, wie wir das tun", Karl Die-
trich Erdmann, Die Frage des 14. März
1920. Rede in Flensburg zur 50. Wie-
derkehr des Abstimmungstages, in:
GWU 21 (1970), S. 645-660, hier: S.
645.

IV Die Nationalismusideologie hat sich auchauf das deutsch-däni-
sche Verhältnisundauf das Problem der Grenzziehung zwischen
beiden Ländern ausgewirkt. Seit Gründung des Nationalstaates
(also seit 1871) gab es dementsprechend aus deutscher Sicht
ziemlich unvermittelt ein „Dänenproblem" und aus dänischer
Sicht ein „Deutschenproblem". Man kann von einemNationalis-
mus inder Defensive, dem dänischen,undeinem Nationalismus
in der Offensive, dem deutschen,sprechen.

Die deutsche Offensivhaltung hing u.a. mit der so späten -
aber um so heftiger einsetzenden- „Nationalisierung" imReich
zusammen, mit der ungeheurenDynamik des deutschen Kaiser-
reichesaufpolitischer, wirtschaftlicher und auch kultureller Ebe-
ne und schließlich auch damit, daß die immer wieder auftau-
chenden innenpolitischen Probleme durch den Nationalismus
nach außen abgelenkt werden konnten.

Die eher defensive Haltung Dänemarks beruhte nicht nur auf
seiner machtpolitischen Unterlegenheit gegenüber dem Kaiser-
reich. Das Beispiel Polen belegt, daß politische Schwäche nicht
unbedingt mit nachlassender nationaler Dynamik korrelieren
muß. Wichtig war vielmehr, daß der dänische Gesamtstaat im
Zuge der Neuordnung Europas bereits nach dem Wiener Kon-
greß stark verkleinert worden war. Dänemark hatte Norwegen
abgeben müssen, ein Verlust, dem ein halbes Jahrhundert später
dann noch die Abtretung von Schleswig, Holstein und Lauen-
burg,die fortab zumDeutschen Reich gehörten,folgte.

Allein damit verlor das Landaufeinen Schlagein Drittel sei-
nes restlichen Territoriums -Verluste, die das Deutsche Reich
selbst imVersailler Vertrag von 1919 nicht hinnehmenmußte. 18

Diese Ausgangslage führte Dänemark in die Defensive. Diese
Haltung ist aber immer auch zu berücksichtigen, wennman, zu
schnell und mit zu viel Verständnis, die schlechte Position be-
dauert,die Deutschland nach 1919 innehatte,eine Position,aus
der heraus es - wie häufig argumentiert wird -praktisch nur
noch habe agressiv und verbittert reagieren können.Das Bei-

ls Vgl. hierzu Reimar Hansen, Die
deutsch-dänische Grenze in histori-
scher Perspektive,in: Minderheiten im
deutsch-dänischen Grenzbereich, S.
13-39,hier: S.33.
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spiel Dänemark zeigt, daß es auch andere Lösungsmöglichkei-
tengibt.

Wichtig ist, daß auf diesem Wege eine nationale „Verschlan-
kung" auf dänischer Seite erfolgte. Ausländische Minderheiten
in Dänemark gab es fortab außer der deutschen kaumnoch. Das
trug mit dazu bei,die Dynamik des Nationalismus inDänemark
innenpolitisch abzubremsen. Hinzu kam die Art und Weise, in
der inDänemark innenpolitisch mit demProblem umgegangen
wurde. Auch dort gab es „Scharfmacher", die aggressiv aufeine
Rückkehr der „verlorenenGebiete" drängten 19;die Auseinander-
setzung wurde aber insgesamt aufeineranderen, trotzaller Emo-
tionen eher sachlichen Ebene geführt. Zweifellos spielte in die-
sem Zusammenhangdas schon relativ früh funktionierendepar-
lamentarische Systemeine erheblicheRolle,dessenrelativ starke
Ausbildung eine zu massive „Funktionalisierung" der Schles-
wig-Holstein-Frage weitgehend verhinderte.

Die bereits 1849 durchgesetzte Parlamentarisierungdes Lan-
des, die - bei einem nach wie vor „undemokratischen Wahl-
recht"-einer ehergebildetenSchicht dieEinübung einer demo-
kratischen „PolitischenKultur"ermöglichte,verbunden mit der
erst über 50Jahre später einsetzenden vollständigenDemokrati-
sierung des Wahlrechtes (1915)20, waren offensichtlich besser
dazu geeignet, den dänischen Nationalismus demokratisch zu
zähmen, als die frühzeitige Demokratisierung des Wahlrechtes
für das deutsche Reich im Jahre 1871,die bei einer gleichzeiti-
gen Blockade der Parlamentarisierung denErwerb einer fortge-
schrittenen demokratischen Kultur eher verhindert als ermög-
lichte und vor allem außenpolitische Aggressionen zu begünsti-
gen schien.21

Das Ergebnis dieser Entwicklung läßt sich dahingehend zu-
sammenfassen, daß es ein erhebliches dänisches Minderheiten-
problem in Deutschland gab. Auch nach, oder vielleicht sogar
besser, gerade wegendes Versuches der Preußischen Regierung,
das neue Schleswig-Holstein in Preußen und das Reich zu inte-
grieren, blieb die Nordschleswig-Frage- also das zentrale „Dä-
nenproblem"22 -ungelöst.„Diedänischgesinnten Nordschleswi-
ger faßten das preußische Regiment als ,Fremdherrschaft'auf.
Ihr wachsendernationaler Selbstbehauptungswillestellte vor al-
lenDingenfür diepreußische Beamtenschaft einnahezu unüber-
windlichesHindernis dar. Der volklichen Mobilisierung breiter
dänischer Bevölkerungsschichten gegen die preußische Herr-
schaft versuchte man aufdeutscher Seitemit Ausweisungen und
staatlichenZwangsmaßnahmen zu begegnen — Mittel,die letzt-
lich genauso ihre Wirkung verfehlten, wie entsprechende däni-
scheMaßnahmen inderZeit der schleswig-holsteinischenErhe-
bung. Sowohldie dänischePolitik in Mittelschleswig inden Jah-
ren nach 1851, als auch die deutschen Versuche, durch eine
germanisierende Schul- und Sprachpolitik' (vor allem in der
Köllerzeit) zum Erfolg zu kommen, müssen als verfehlt undge-
scheitert angesehenwerden."

Diese preußische Politik wurde jedochnicht etwa einerdemo-
kratiewilligen und friedlichen schleswig-holsteinischen Bevöl-
kerung aufgezwungen, sondern sie wurde weithin,bis hinein in

19 Vgl. dazu Troels Fink, Da Sdnder-
jylland blev delt I, 1918-1920, Aaben-
raa 1978,S. 39ff.,87ff., 127ff
20 Das Frauenwahlrecht wurde aller-
dings auchin Dänemark erst fastzwan-
zig Jahre später eingeführt.
21 Vgl. dazu zusammenfassend Simo-
ne Lässig/Karl Heinrich Pohl/James
Retallack (Hrsg.), Modernisierung und
Region im wilhelminischen Deutsch-
land. Wahlen, Wahlrecht und Politische
Kultur, Bielefeld 1995.
22 Immo Doege/ManfredJessen-Klin-
genberg, Die nationalen Minderheiten,
Kiel 1990,S. 13.

111



die Sozialdemokratie und den linken Liberalismus, von der
Mehrheit gefördert,mitgetragen oder doch toleriert.

In derDänenpolitik wurdemithin das ganze Instrumentarium
der deutschen Nationalstaatsideologie gegenüber dem „inneren
Feind" (indiesem Falle ausländische dänische Minderheiten,es
galt aber auch gegenüber deutschen „Außenseitern" wie Juden,
Katholiken oder Sozialdemokraten) ausgereizt und der Boden
für einerationaleundbeide SeitenzufriedenstellendeProblemlö-
sung systematisch vergiftet.23 Die Idee, Minderheiten ohne Re-
striktionen zu tolerieren,ihr Selbstbestimmungsrecht mindestens
zu erwägen oder sogar für ganze Landesteile (wie etwa Elsaß-
Lothringen) zu berücksichtigen, füllte das Arsenal des auto-
ritären Kaiserreiches nicht. Das galt allerdings auch noch für
manch anderen Staat inEuropa.

Zusammengefaßt kann man die Grundzüge der deutsch-däni-
schen Problematik also folgendermaßen darstellen:

Aufdeutscher Seite wurdebis zum Ende des Ersten Weltkrie-
ges eine unseren heutigen westeuropäischenVorstellungen ent-
sprechende Lösungder Nationalitäten- und Grenzfrage gegenü-
ber Dänemark maßgeblich dadurch erschwert, daß in Deutsch-
land-im Gegensatz zu Dänemark - derNationalismus von den
herrschenden,demokratisch nicht kontrollierten Eliten vor allem
als Instrument der innenpolitischen Machtsicherung, als Instru-
ment des Krisenmanagements benutzt wurde. Eine Lösungvon
Grenz- undNationalitätenfragenkonnte unter diesen Umständen
nicht durch an der Sache gewonnene,rational diskutierbare,de-
mokratisch legitimierte Kriterien herbeigeführt werden, sondern
wurde von „übergeordneten" politischen Absichten funktionali-
siert.

Die Lösung der Grenz- und Nationalitätenkonflikte wurde
durch die Machtstrukturendes Kaiserreiches indem Sinnepräju-
diziell, daß Formen des demokratischen Interessenausgleiches,
das gilt im besonderen Maße für das politisch zutiefst undemo-
kratische Preußen, keineGeltung hatten.Die innere Militarisie-
rungdes Reiches (zumindest im preußischen Teil) hatte auchei-
ne Militarisierung ihrer außenpolitischen EntScheidungsprozesse
und Aktionsformen zur Folge. Außenpolitische Kompromißhal-
tungen waren deswegen nur schwer durchsetzbar, wenn es denn
überhaupt wesentliche innenpolitische Kräfte gegeben hätte, die
auf eine solcheArt vonKonfliktlösungdrängten.

Eine „Do vt des" Lösungbei den deutsch-dänischen Fragen
wurde schließlich auch durch die außenpolitische Gesamtkon-
stellationerschwert. ImGegensatz zumProblem „Elsaß-Lothrin-
gen" besaß die deutsch-dänische Problematik international kei-
nen entsprechenden Stellenwert. Es bestand kaum ein System-
druck, der auf eine Veränderung abzielte. Zudem war der
Machtunterschied zwischen beiden Staaten zu groß, als daß sich
außen- oder auch innenpolitisch eine größere Virulenz hätte ent-
fachen lassen können.

23 Rietzier, „Kampf in der Nord-
mark",S. 41 ff.

V Das alles galt allerdings wenige Jahre später nicht mehr: Zwei
demokratische Staaten konnten seit 1919 miteinander verhan-
deln,umihre bilateralenProbleme gemeinsam zu lösen.Das war
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ein Zustand,den es bis zu diesem Zeitpunkt in den deutsch-däni-
schen Beziehungen noch niemals gegeben hatte. Die meisten
hemmenden Faktoren schienen durch die Demokratisierungdes
Deutschen Reiches, die außenpolitischen Regelungen des Ver-
sailler Vertrages und die internationale Durchsetzung des Prin-
zips der „Selbstbestimmung" außer Kraft gesetzt. Es bestand al-
so eine reelleChance, dieTraditiondes deutschenNationalismus
zu verlassen,seine alteAggressivität abzubiegen, seine Gefahren
zu „zähmen"

Durch dieRevolution war Deutschland eine parlamentarische
Demokratie geworden. Deren innenpolitische Konfliktlösungs-
formen konnten sich jetzt auch auf die Außenpolitik auswirken.
Das Reich und Preußen - und das verstärkte diesen Effekt noch
zusätzlich - wurden erstmalig durch die Mehrheitssozialdemo-
kratie dominiert, eine Partei, die internationale Verständigung,
Überwindung der nationalen Grenzenund Solidarität ganz vorn
auf ihr Panier geschrieben hatte. Auch die Reichsregierung, ge-
tragen von der Weimarer Koalition, stand mehrheitlich hinter
dem Prinzip des demokratischen Selbstbestimmungsrechtes der
Völker.

Die regionalen Voraussetzungen schienen ebenfalls nicht
schlecht zusein: InSchleswig-Holsteinergab sich bei den ersten
Wahlen eine deutliche Mehrheit für diedemokratischen Parteien
und damit für das Prinzip der parlamentarischen Demokratie.
Nicht zuletzt wurde ein überzeugter Demokrat, der Sozialdemo-
krat Adolf Köster, von der Regierung dazu bestimmt, das Pro-
blem der Volksabstimmung von Seiten des Reiches inAngriff zu
nehmen.24 Der schleswig-holsteinische Provinziallandtag sowie
die Arbeiter- und Soldatenräte in den fünf nordschleswigschen
Kreisen stellten sich imMärz 1919 ebenfalls hinter dieses Prin-
zip,auch wenn sie die konkreten Vorgaben des Versailler Vertra-
gesheftigkritisierten.25

Durch die deutsche Niederlage war auch das Machtverhält-
nis zwischen Deutschland und Dänemark verschoben worden.
Fortab traten sich bei der Lösung des Grenzkonfliktes eher
gleichwertige, wenn auch nicht gleichgewichtige Partner ge-
genüber, ein Faktor, der nach soziologischen Kriterien in der
Regel zukunftsweisende Problemlösungen erleichtert. Zu-
gleich hatte die dänische Regierung bereits bewiesen, daß sie
keine Siegerallüren annehmen wollte. Das Angebot etwa, das
südliche Schleswig (inklusive eindeutiger deutscher Minder-
heiten und vor allem des Kaiser-Wilhelm-Kanals) zu überneh-
men, ohne sich derartigen Formalien, wie etwa einer Volksab-
stimmung, stellen zumüssen, hatte das Land- sicherlichauch
aus politischer Klugheit -striktabgelehnt.26 Das wareine ganz
andere Einstellung zu Friedensschlüssen, als ihn die deutsche
Seitenoch zwei Jahrezuvor inBrest-Litowsk gezeigt hatte, wo
man dem besiegten Rußland einen Siegfrieden aufgezwungen
hatte.

Auch gegenüber dem Wunsch der nationalistischen Oppositi-
on, eine zusätzliche Abstimmung in einer noch weiter südlich
gelegenen dritten Zone durchzusetzen, die bis zu einer Linie
Schlei-Danewerk-Eider verlaufen sollte, zeigte die dänische Re-

24 Vgl. dazu Kurt Doß, Reichsmini-
ster Adolf Köster 1883-1930, EinLe-
ben für die Weimarer Republik, Düs-
seldorf 1978.
25 Degn, Schleswig-Holstein, S. 266;
danach auch die folgendenGedanken.
26 Vgl. dazu Fink, Da Sdnderjylland
blev deltI, passim.
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gierungRückgrat: Sie lehnte dieses Ansinnen strikt ab. Die däni-
sche Seite -und vor allem auch die betroffenen Dänen-hielten
konsequent an ihrer schon seit Jahrzehnten vertretenen Auffas-
sung fest, daß nur eine freie Abstimmung eine Entscheidung
bringen dürfe. Sie überwanden damit sowohl die Position eines
strengterritorialen wie auch einesrein ethnischenNationalismus
zugunsteneiner demokratischenForm derbewußten undwillent-
lichennationalen Selbstbestimmung. Möglichkeiteneiner fairen
LösungzwischenDänen und Deutschen waren mithin- zumin-
dest soweit es die dänische Seite betraf-durchaus gegeben.27

Nicht zuletzt war es der Außendruck des europäischen Staa-
tensystems, der Zwang, den der in Deutschland so ungeliebte
Versailler Vertrag ausübte, der eine demokratischeLösungvor-
antrieb: Er schrieb indenArt. 109bis 114 vor,daß eine Volksab-
stimmung stattfindensollte,die über die deutsch-dänischeGren-
zezuentscheidenhatte, wobei eine interalliierteKommission die
Wahlen überwachen sollte.Damit wurde eineLösungfavorisiert,
die denalten funktionalenNationalismus aushebeln konnte.Das
trafselbst dann zu, wenn man die Modalitätender Volksabstim-
mung-diedurch den Versailler Vertrag im einzelnen festgelegt
worden waren - als potentielle Begünstigung Dänemarks inter-
pretiert.28

Dadurch etwa, daß in der nördlichenZone des Abstimmungs-
gebietes (nördlichder heutigen deutsch-dänischen Grenze), das
sehr wahrscheinlich Dänemark zufallen würde, en bloc abge-
stimmt werden sollte,inder südlichen hingegen(StadtFlensburg
und Teile der Kreise Flensburg, Tondern, Husum), in der die
Deutschen besonders stark waren, gemeindeweise,hatte eine re-
gionale Stärke der Minderheit im jeweiligen Mehrheitsabstim-
mungsgebiet eine deutlich andere Auswirkung.Eine starke däni-
sche Minderheit konnte ineinigen Gemeinden durchaus den An-
schluß anDänemark erreichen,während dasumgekehrt nicht der
Fall war.

Andererseits war aber auch zuberücksichtigen, daß die Dänen
imDeutschen Reich einer starken Unterdrückung ausgesetztge-
wesen waren,die zwar ihren Zusammenhalt gestärkt,möglicher-
weise aberauch,durch verstärkteAbwanderung nachDänemark,
zu einer gewissen (gewollten) Verminderung ihres Stimmenpo-
tentials geführt haben mochte. Die sie begünstigende Regelung
war dannauch alsKompensation für diese Tatsacheaufzufassen.
Zudem ist hervorzuheben, daß der Kreis der Abstimmungsbe-
rechtigten inder nördlichenZone aus deutscher Sicht besonders
großzügig festgelegt wurde-und sei es auch nur durch ein Ver-
sehen.29

Wie immer man dieseFaktorenbewerten mag: Statt deutscher
Machtpolitik, die esnicht mehr gebenkonnte,mußten (oderviel-
leicht besser konnten) sich jetzt demokratische Konfliktlösungs-
strategien bewähren. Deutschland konnte nun im Wettstreit mit
Dänemark beweisen, wie stark auch unter diesen Bedingungen
seine Position war und vor allem, ob es überhaupt in der Lage
war, eine demokratische politische Kultur zu entwickeln. Trotz
der Niederlage im Weltkrieg und trotz der Vorgaben, die der
Volksabstimmungsprozedur durch die Siegermächte vorgegeben

27 Vgl. dazu insgesamt sehr abgewo-
gen Erdmann, Die Frage des 14. März
1920, S. 652f.
28 Hansen, Dt.-dänische Grenze, in:
Minderheiten,S. 37.
29 Degn, Schleswig-Holstein, S. 266.
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wurden, blieben ihm gute Chancen, seinen Standpunkt zur Gel-
tung zu bringen.

VILäßt sichnun- so die Frage-am Beispiel der „PolitischenKul-
tur" tatsächlich ein Wandel in der neuen Republik gegenüber
demKaiserreich feststellen? Gelang es in dieser kurzenZeit, die
kulturellen Prägungen der Vergangenheit abzuwerfen und sich
neu zu orientieren? Ist die „PolitischeKultur" überhaupt zu fas-
sen? Um das zu klären, sind vorab einige methodische Vorbe-
merkungen unumgänglich.

Mankann sich-diesein erster Aspekt-der Beschreibungund
Analyse der politischen Kultur der „Schleswiger" in dieser Zeit
auf verschiedenenWegen nähern:Es ist möglich,denVerhaltens-
weisen wichtiger Staatsmännernnachzugehen,mankann Partei-
programme studieren oder andere schriftliche Quellen untersu-
chen. Besonders Presseerzeugnisse sind in diesem Zusammen-
hang wertvoll, da sie viel von der Stimmung in einer Region
wiedergeben. Man kann aber auch Strukturanalysen unterneh-
men oder Mentalitäten erforschen. Hierbei wäre ein erfolgver-
sprechender Weg, der Frage nachzugehen, was etwa die prote-
stantischen Pfarrer meinten und öffentlicherklärten,30 eine gera-
de indiesem Lande eminent wichtigeMeinungsmachergruppe.

Hier soll folgender Zugang versucht werden: Da „Politische
Kultur" die für eine gesellschaftliche Gruppe besonders charak-
teristischen Grundannahmen und Vorstellungenüber die (politi-
sche) Welt, über politisches Denken, Fühlen und Handeln der
Gruppenangehörigenmitbestimmt, scheint es sinnvoll zu sein,
diesen Aspekt in den Mittelpunkt zu stellen und unter diesem
Gesichtspunkt die Quellensorte auszuwählen: Wenn es so ist,
daß man ineinem demokratisch verfaßten Staat Anhänger für ei-
ne Sache vor allem dann gewinnen kann,wenn man ihre Menta-
litäten berücksichtigt oder sogar bewußt anspricht oder, wenn
man an sie appelliert, jeweils ihre Grundannahmen berücksichti-
genund für die eigenen gewünschten Zielsetzungennutzbar ma-
chen muß, wenn man in einer Wahl Erfolg haben will, wenn es
bei Abstimmungsprozessen und Motivierungskampagnen - und
dieAbstimmung von 1920 war sicherlich eine derartige- vor al-
lem auch darum geht, die Gemütslage und die die Abstimmen-
denkonditionierenden Strukturen zuerfassen, also die politische
Kultur zu entschlüsseln, sie zu berücksichtigen undeinzubinden,
dann müßten die Plakate zur Abstimmung von 1920 diesen
Überlegungen weitgehendentgegenkommen.

Die Plakate entsprechen jeweils dem, was ihre Auftraggeber
für sich selber als wichtig erachteten. Sie müssen alsodie Inten-
tionender Auftraggeber (zumindestbis zu einemgewissenGrad)
widerspiegeln. Sie entsprechen aber zugleich auchdem, wovon
die Auftraggeber vermuteten, daß es die Befindlichkeit und die
Einstellung der Adressaten (indiesemFalle also der abstimmen-
den Bevölkerung) positiv erreichte. Wenn dies nicht gelang, wa-
ren die Plakate ohne politischen Sinn. Die Sprache der Plakate
gibt mithin - so die Überlegung - die gemeinsame politische
Kultur wieder.

Aber - dies ein zweiter Aspekt -: Eine weitgehende

30 Vgl.hierzu diekurz vor der Fertig-
stellung stehende Habilitationsschrift
von Frank-MichaelKuhlemann (Biele-
feld) über die mentalitätsbildende Be-
deutung der protestantischen Pfarrer
im wilhelminischen Deutschland.

115



Deckungsgleichheitzwischen Absender undAdressat ließ sich in
derRegel nur dann herstellen,wennbeide Seiten die gleiche po-
litische Sprache sprachen, in der gleichen politischen Kultur zu
Hause waren. Schwierig wird es hingegen immer dann, wenn
Adressat undAbsender jeweils verschiedenen politischen Kultu-
ren angehörten,dereine sich alsonur mit großen Anstrengungen
aufden anderen einzustellen vermochte.

Man kann nun davon ausgehen, daß diePlakate, diedie deut-
schenAbstimmungsberechtigten betrafenund die vondeutschen
Stellen hergestellt wurden,die gleiche, nämlich eine gemeinsa-
me deutsche (oder doch „schleswigsche")politische Kultur wie-
dergeben.Man wird diese Plakate alsBasis für einen gemeinsa-
men „politisch-kulturellen" Hintergrund in der Abstimmungsfra-
genehmen dürfen.

Anders dürfte es jedochaussehen,wenn es darumgeht,Plaka-
te zu interpretieren, mit denendie dänischeSeite deutscheStim-
men gewinnen wollte. In ihnen wird- wenn die Überlegungen
richtig sind- in ersterLinie zum Ausdruck kommen,wie sich die
dänischeSeite, durchihre eigene politische Kulturgeprägt,deut-
sche Mentalitäten, die deutsche politische Kultur vorstellte. Es
wird darin also der Versuch zu erkennen sein, die deutsche Men-
talität anzusprechen, allerdings belastet durch das Handicap, das
Politikverständnis der anderen Seite nur erahnen zu können,
nicht jedoch von sich aus bereits zubesitzen.

Das hat verschiedene Konsequenzen, die für eine Interpretati-
on von Wahlplakaten sehr wichtig sind: Die dänischen Plakate
dürften zeigen, welchen politischen Code die dänische, politi-
sche Kultur besaß (trotz der Überlagerung durch den Versuch,
derpolitischen Kultur des deutschen Adressaten gerecht zu wer-
den). Trotz aller Adressatengerichtetheit steckte in ihnen vor al-
lem eines: die dänische politische Kultur.Aus ihr konnte die dä-
nische Seite nicht hinaus. Falls es nun zwischen beiden Seiten,
der dänischen undder deutschen,einenUnterschied inden poli-
tischen Kulturen gab, wovon man aufgrund der unterschiedli-
chen politischen Sozialisation ausgehenkann,dann wirdman sie- das ist die Arbeitshypothese - in den verschiedenen Wahlpla-
katen wiederfinden.Weniger in ihrer Zielsetzung, die darauf ab-
gestimmt sein wird,dänische oder deutsche Interessen durchzu-
setzen, als vielmehr in der Art der Argumentation, in der Wahl
der Ansprache, in der besonderen Betonung bestimmter Fakto-
ren.

Ein dänischesPlakat, gerichtet an die deutsche Seite, wird da-
her, trotz seiner direkten an die Deutschen gerichteten Zielset-
zung,mehr über die politische Kultur der verfassenden,also der
dänischen Seite aussagen,als über den Empfänger, also die deut-
sche Seite. Die deutschen Plakate hingegensind ohne Brechung
„deutsch" und bleiben deutsch. Sie geben direkt die deutsche
„Politische Kultur" wieder.

Auf diese Überlegung soll im folgenden aufgebaut werden. Da
der Unterschied zwischen derMachart derWerbung-nicht ihren
Zielsetzungen, die ja umgekehrt identisch sind - den Unter-
schied in den jeweiligenpolitischen Kulturen anzeigt, wirdman
an ihm vergleichen, wird man derart Unterschiede feststellen
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können,Unterschiede,auch in der Art der politischen Kulturund
nicht zuletzt in ihrer „demokratischenReife". Die jeweils „ande-
re Seite" bietet daher einen gutenMaßstab dafür, um die politi-
sche Kultur des „Gegenüber" zu analysieren und ihre dominie-
renden Aspekte herauszuarbeiten.

Wenn man -dies ein dritter methodischer Aspekt-einen Ver-
gleich zwischen nur einem deutschen und nur einem dänischen
Plakat durchführt, ist das in jederBeziehung eine „Vertrauenssa-
che" - ein Gesichtspunkt, der der Historie als Wissenschaft wi-
derspricht. Geschichtswissenschaft will rationale, intersubjektiv
überprüfbare Auseinandersetzungen, will den Diskurs von
Gleichberechtigten. Genaudas kannhier so nichtstattfinden.Die
getroffene Auswahl ist weder intersubjektiv überprüf- und somit
kritisierbar,noch kannaufdieser Basis einkritischer Dialog über
die Prinzipien der Auswahl stattfinden. So lange es jedochkeine
quantitative Analyse und, darauf aufbauend, eine gründliche
qualitative Bewertungaller Plakate gibt, muß von jedemHistori-
ker eine Auswahl getroffen werden. Und mit dieser Auswahl -
mag sienoch sobegründet sein-entstehenerste subjektive „Ver-
zerrungsfaktoren". Daß dies hier nicht auszuschalten ist, bleibt
eine erhebliche Schwäche der folgendenArgumentation.

VIIBei den (stark verkleinert) abgebildeten Bildern handelt es sich
um ein deutsches Plakat31 undein dänisches Flugblatt.32

Allgemein muß man dazu feststellen,daß solche Quellen nie-
mals unmittelbar, unbeabsichtigt und „objektiv" sind, sondern
sehr bewußt gestaltet,bestimmte Zwecke und Ziele verfolgen. In
diesem Sinne sind sie der Gattung der historischen Traditionen
zuzuordnen. Sie bedürfen zu ihrer Entschlüsselung einer sorgfäl-
tigen Analyse.33 Das wird hier allerdings weitgehend unterlas-
sen; es soll vorallem der Hauptfragenachgegangen werden,wel-
che politische Kultur sich jeweils in den Plakaten zu erkennen
gab.

Das deutsche Abstimmungsplakat, gestaltet vondem 1875 in
Tondern geborenen Johann Holtz, als Kriegsfreiwilliger Kran-
kenpfleger imErsten Weltkrieg, danachvielfachmit Arbeiten zur
Abstimmung von 1920 hervorgetreten, wurde zummeistverwen-
deten Plakat auf deutscher Seite.Insofernkann man ihmeine ge-
wisse Repräsentativität für die deutsche Wahlwerbung nicht ab-
sprechen.

Es enstand Ende Februar 192034,zu einem Zeitpunkt, als in
Flensburgdas Gerücht laut wurde,die Internationale Kommissi-
on,diedie Abstimmung überwachte, beabsichtige,,jedesHissen
und Tragen von Flaggen sowie jedes Ausschmücken von Häu-
sern, FensternundEisenbahnzügen inder2. Zone zu verbieten".
Daraufhin wurde dieses Plakat schnell noch eingereicht und
tatsächlich von dem am 6. März 1920 erlassenen Flaggenverbot
nicht mehr betroffen. Inwieweit diese Tatsache die Gestaltung
beeinflußt hat,ist schwer zu beurteilen.

Das Plakat ist graphischsehr einfach gestaltet. Es lebtim we-
sentlichen von der Verwendung der schleswig-holsteinischen
Landesfarben und der dreifachen Wiederholung des Wortes
„deutsch", das in jedem der drei Farbenfelder steht. „Deutsch"

31 Es ist auf Ende Februar, Anfang
März 1920 zu datieren. Reproduziert
und kommentiert ist es bei Inge Adri-
ansen/lmmo Doege, Deutsch oder dä-
nisch?, Flensburg 1992, S. 33; danach
auch einige wesentliche Gedanken
über das Plakat, seine Geschichte und
sein Anliegen.
32 Das Plakat stammt von Anfang
März 1920 (Stadtarchiv Flensburg),
wiedergeben auch in: Doege/ Jessen-
Klingenberg, Die nationalen Minder-
heiten, S. 38; dort auch ein kurzer
Kommentar zudemPlakat.
33 Zur Interpretationhistorischer Pho-
tos vgl. AlainJaubert. Fotos,die lügen.
Frankfurt/M. 1989.
34 Adriansen/Doege, Deutsch oder
Dänisch?, S. 33; danach auch die fol-
genden Gedankenund das Zitat.
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und „Schleswig-Holstein" werden auf diese Weise zu Synonym-
en. Daß die Worte „Deutsch" zudem inFrakturschrift geschrie-
ben sind, die in Dänemark nicht mehr üblich war, betont den
Kampfcharakter des Plakates. Dies alles führt zu einer sehr star-
ken Reduzierung bzw. Verdichtung der Aussage, stärker selbst,
als es allgemein inWahlkämpfen und Abstimmungen üblich ist,
wo die Dinge ja fast immer „auf den Punkt" gebrachtund emo-
tional aufgeladen werden.35 Über den künstlerischen Wert des
Plakates soll andieser Stellenicht geurteilt werden.

Für welchepolitische Kultur standnundiesesPlakat?Was läßt
sich in dieser Beziehung aus ihm herauslesen? Der Hauptein-
druck ist wohl,daß durch die „Zangenwirkung"von Schleswig-
Holstein-Flagge, einesder wirksamsten und ins Auge fallenden
Agitationsmittel in der „nationalen" Auseinandersetzung, und
der Betonung des „deutschen",das ja unübersehbar dreimal in
„deutscher Schrift", so wurde die Frakturschrift allgemein ge-
nannt, auftaucht, inerster Linie Gefühle angesprochen wurden.
Deutsch und Schleswig-Holstein,so dieBotschaft, gehörenzu-
sammen, weil sie vonNatur aus etwas Zusammengehörigeswa-
ren.

Über diese Tatsache brauchte man nicht mehr zu diskutieren.
Sie ergab sich von selbst; sie war einfach so. Weil das offenbar
von allen Adressaten, gleich welcher politischen Einstellung,
verstanden und nachvollzogen werden konnte, brauchten auch
keine Argumente dafür genannt zu werden, warum man deutsch
und damit schleswig-holsteinisch (oder umgekehrt) stimmen
sollte. Die Botschaft zielte auf etwas für alle Selbstverständli-
ches; sie zielte allerdings auf dieses Selbstverständliche mit dem
Mittel der Irrationalität,nahm das Gefühl überreich inAnspruch.

Das muß mannunnicht vonvornhereinnur negativ beurteilen.
Zwar enthielt das Plakat keine „Sachbotschaft",das magman als
rational denkendes Wesen bedauern,immerhin aber,unddas darf
mannicht unterschätzen,enthielt es wenigstens auchkeine Bot-
schaft,diemit sachlichfalschenArgumentenuntermauert wurde,
wiedas bei den meistenanderendeutschenPlakatender Fall war.
Diese verkündeten, wenn die Substanz ihrer historischen Aussa-
gen überprüft wird, zumeist sehr fragwürdige historische Wahr-
heiten.36

Entscheidend ist aber wohl doch der irrationale Aspekt, von
dem das Plakat lebte, die Tatsache, daß nicht argumentiert, son-
dern ausschließlich an Gefühle appelliert wurde. Das hatte zur
Folge, daß sich eine gegenteilige Ansicht aufgrund der gefühls-
mäßigen Wirkungen, die das Plakat hervorrief und auf die das
Abstimmungsproblem vor allem verlagert worden war, kaum
entfaltenkonnte.Ein kritischerDiskurs, wie ihndie Demokratie
fordert,war beieiner solchenArt vonWerbung nur schwer mög-
lich. Gegen Gefühle konnte (und wahrscheinlich sollte) man
nicht argumentieren.37

Wegen der Irrationalität - und das war sicherlich beabsichtigt-war die Resonanz des Plakates jedoch sehr groß: Wer von den
Deutschen in Schleswig konnte etwas gegen „deutsch" und
„Schleswig-Holstein"haben,imPrinzip zumindest undnach ei-
nem verlorenen Krieg zumal? Werkonnte sichnicht dazubeken-

35 So auch Erdmann, Die Frage des
14. März 1920, S. 657.
36 Knappe Bemerkungen dazu bei
Doege/Jessen-Klingenberg, Die natio-
nalenMinderheiten, S. 37.
37 Vgl.dazu die Bemerkungen inAb-
schnitt I.

119



nen? Damit läßt sich zugleich eine zweite, eine innenpolitische
Funktion des Plakates erkennen. Wegen der suggestiven Wir-
kung konnte sichkaum ein „Deutscher" trauen,das Problem an-
ders alseben „nationalistisch"zu betrachten. Zu fragen, was die-
se Entscheidung inhaltlich bedeutete, verbot das Plakat gerade-
zu. Positive Aussagen darüber machte es jedenfalls keine - und
das aus gutem Grunde. Es suggerierte vielmehr,daß, wer nicht
zustimmte, eigentlich auchkein echter „Deutscher"seinkonnte.

Zweifellos wurde hier also wieder der „alte" Nationalismus,
verkleidet u.a. als schleswig-holsteinischer Patriotismus,als In-
tegrationsideologie benutzt. Gegner zu sein hieß, wie schon in
denletzten50 Jahren, sichzumAußenseiter zumachen, nicht da-
zuzugehören, womöglichsich zum Handlanger des „nationalen
Feindes",des „Internationalismus"zumachen. AndereVarianten
waren bei einem solchen Freund-Feind-Denken nicht möglich.
Der Nationalismus desalten Kaiserreichesbeherrschte also auch
das Denken in dieser ersten Phase der Weimarer Republik.
Dichotomisches Denken stand vor dem „einerseits"- „anderer-
seits" einer rationalen Argumentation, die ein Wesensmerkmal
demokratischer politischer Kultur ist. Eine aufklärerischepoliti-
sche Kultur, so das Resüme, konnte sich in diesem Dunstkreis
von Emotionen nicht entfalten.

VIII Das zweite Plakat, prodänisch und in deutscher Sprache abge-
faßt, wurde von dem 1 864 in KopenhagengeborenenMaler und
Kunsthandwerker Harald Slott-Moeller gestaltet. Es kann inso-
fern als typisch für die dänische Propaganda in der Abstim-
mungsfrage gelten,alsderselbe Maler eine Vielzahl von weiteren
Plakaten für den Abstimmungskampf gestaltet hat, die in ihrer
Art ähnlich waren.38

Dieses Plakat sticht bereits auf denerstenBlick von demdeut-
schen Produkt ab. Auch hier wurde zwar — wie auf dem deut-
schen Plakat - das nationale Gefühl angesprochen: Die rot-
weißen Farben, in denen es gehalten ist, bilden gewissermaßen
den irrationalen Hintergrundund die Basis,auf der erstdie ande-
renInhalte verständlich wurden undaufdie sie sichbezogen. In-
sofern scheint auch hier der irrationale Glaube an „Dänemark",
als ein Wert an sich, die Voraussetzung der politischen Werbung
zu sein. Darinähneln sich die Plakate.

In der Hauptsache jedoch liegt ein ganz anderes politisches
Deutungsmuster, eine völlig andere politische Kultur vor. Es
wird-ganzunübersehbar -vorallem argumentiert:Es wird dar-
gelegt, und zwar jenseits aller Glaubensbekenntnisse zu „Volk",
„Nation", „Kultur" und anderen mythischen Begriffen, warum
man, das heißt die Menschen in der zweiten Abstimmungszone,
für Dänemark stimmen sollten.

Es gibt allerdings auch hier eine Ausnahme. Das betrifft das
erste Argument. In ihm wird - immerhin aber in argumentativer
Form - ebenfalls eine Mythe benutzt: Der Wähler soll dänisch
wählen,weil seine Abstammungdänisch ist.Das isteinziemlich
fadenscheiniges „Argument", als „Emotionsauslöser"konnte es
aber immerhin von einigerBedeutungsein. Inseinem Niveau er-
innert dieser Hinweis jedochdeutlich an die deutsche Propagan-

3a Vgl. Adriansen/Doege, Deutsch
oder Dänisch, S. 63.
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da. Es bricht wie einvorrationaler Überrest eine Kette vonArgu-
mentenein. Mankönntees als ein Zugeständnisder Ratio an die
Emotionen verstehen,die indiesem Plakat ansonsten nicht über-
strapaziert werden, als ein Zugeständnis an dieErkenntnis,daß
Wahlkampf nicht nur aus Ratio, sondern eben auchaus Emotio-
nen besteht, die angesprochen werden wollen - vielleicht auch
ein Zugeständnis an die „deutscheMentalität".

Die Kernaussagendes Plakatesbestehen allerdings aus Argu-
menten, Argumenten dafür, warum man für Dänemark stimmen
sollte,Argumente, die man sich an den Fingerneiner Hand ab-
zählenkonnte - und die dadurch auch optisch noch eindringli-
cher wurden:Mansollte dänischwählen, weil es sichammeisten
für dieeigene Stadt,dieeigenen Kinder, die Alten indenFamili-
en, die Lohntüte und nicht zuletzt wegender hohen dänischen
Kaufkraft lohnte. Es machte also praktisch Sinn, dänisch zu
wählen. Statt Herz und Gefühl aufzuputschen, wurdenRatiound
realistischeBeurteilungeingefordert.

Übersetzt hieß die dänische Botschaft: Der dänische Staat,
dem man sich durch diese Wahl anschließen konnte, bot dem
Wähler den „Sozialstaat", eine stabile Wirtschaftslage und
„Wohlstand für alle". Diese Entscheidunghatte zwar auch-ver-
schämt - etwas mit ethnischer Abstammung zu tun, sie setzte
aber keinekulturelle Identifikation,kein vages „Nationalbewußt-
sein" voraus. Sie war nicht mystisch verbrämt, sondern direkt
einsichtig. Wenn man Däne wurde, wußte man, was man zu er-
wartenhatte und was man nicht erwartendurfte. Der Nationalis-
mus wurde inhaltlich gefüllt, vor allem, er exkludierte nieman-
den. DieKarten lagen auf dem Tisch: man konnte die Entschei-
dung fällen.

Für die Dänen war offensichtlich-das kann man als Botschaft
diesesPlakatesmitnehmen - eine inhaltliche Füllung dessen, was
man inDänemark zu erwartenhatte,die normale Form,um zuei-
ner Entscheidungsfindungzu kommen. Es war dies mehr nur als
„dänisch"um seiner selbst willen zu wählen, wie das auf deut-
scher Seite für Deutschlandgefordert wurde. Aus dieser Perspek-
tive haben wir es mit einerpolitischen Kultur zu tun,die dasMy-
thische weitgehendabgestreift hatte (obwohles nochvorkommt),
dieden Nationalismus inhaltlich aufgefüllt, unddamit entmystifi-
ziert und gebändigt hatte, die schließlich Argumentation alsMit-
tel der politischen Auseinandersetzungbevorzugte. Kurzum: es
handeltsichum eine demokratische politische Kultur.

Das Plakat sagt aber nicht nur etwas über den Absender, die
dänische Seite aus, sondernzugleich auchetwasdarüber, wieder
Absender,die Dänen also, den Empfänger, die Deutschen, auf
die dieses Plakat zugeschnitten war, beurteilten. Es zeigte, was
die Dänen glaubten, was dem Empfänger wohl wichtig sein
könnte.Dementsprechend wurde das Piakatja konzipiert.

Drei Aspekte stechen auf der Empfängerebene (den Deut-
schen) besonders hervor:

Erstens: Das Irrationale, das Mythische.Auch dieDänen gin-
gen davonaus, daß irrationaleAspekte bei der Entscheidungsfin-
dung, zu wemman in Zukunft gehörenmochte, trotz aller Sach-
argumente eine wichtige Rolle spielten- ihre eigene Geschichte
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war ihnen dabei ein Wegweiser. Wie weit die Betonung dieses
Aspektes rein adressatenbezogenist,kann schwer nachgewiesen
werden. Man darf aber wohl davon ausgehen, daß dies Emotio-
nale auch auf dänischer Seite eine Rolle spielte und die Dänen
davon ausgingen, daß so etwas auch bei den Deutschen mit-
schwang. Der Stellenwert, den dieser Aspekt für die Deutschen
hatte, wurde aber deutlich unterschätzt. Die Dänen hatten offen-
sichtlich keine Ader für den „emotionalen Überschwang", der
aufdeutscher Seite so gut ankamund so wichtigzu sein schien-
wie einer der Akteure auf deutscher Seite 1 930 stolz verkünde-
te:39„Wer den Abstimmungskampf in der zweiten Zone miterlebt
hat, der weiß, wie alle dänischen Beweisführungen und Argu-
mente durchdie Melodie des Schleswig-Holstein-Liedes zersun-
gen wurden. Wo seine Töneerklangen, war es mit jederBeweis-
führung aus".

Zweitens: Die Dänen schauten stolz auf ihren Sozialstaat und
auf den hohen Lebensstandard. Das waren für sie Grundlagen
des guten Zusammenlebens in ihrem Staate. Das waren für sie
schlagendeArgumente.Ob dieArgumentation mit diesen Fakto-
ren ein „plattes Winken" mit der Wurst war, ein Appellieren an
niedere materielle Instinkte gegenüber hehrenundideellennatio-
nalen Werten, scheint durchaus fragwürdig zu sein. Nutzte diese
Argumentation wirklichnur die schwacheStellung Deutschlands
nach dem Kriege, seine sozialen Unruhen und die Ruinierung
seiner Währung und seiner Wirtschaftskraft aus, um Stimmung
für sich zumachen?

Sicherlich konnten materielle Werte - das zeigt sich auch in
dieserRegion nach194540- ein wichtigerGesichtspunktfür eine
Entscheidung sein. Es ist aber nicht unwahrscheinlich,daß eher
der Stolz auf den eigenen wohlhabenden,demokratischen Sozi-
alstaat das Hauptmotiv für diese Argumentation war. Imübrigen:
sind solche Werte wie Wohlstand und soziale Sicherheit nicht
Werte, die das Leben ineinem Staat lebenswert machen, lebens-
werter jedenfalls als in einem von „Nation", „Ehre" und „Ab-
stammung" beherrschten Staatswesen? Sind materielle und so-
ziale Werte wirklich so peinlich, daß man sie nicht als positives
Argument nutzendarf?

Die Deutschen jedenfalls, so das Fazit, waren einer solchen
Argumentation zu diesem Zeitpunkt (noch) nicht besonders auf-
geschlossen. Ihre Werte waren andere und noch heute, bei der
Analyse dieser Plakate durch schleswig-holsteinische Wissen-
schaftler, werden solche Werte eher als sekundär eingestuft und
gewissermaßen nur herablassend zur Kenntnis genommen.41

Drittens:Ganz offensichtlich (und das wareine grobeFehlein-
schätzung)hielt die dänische Seite ihrdeutsches Wählerpotential
rationalen Argumenten für zugänglich. Damit aber hatte sie die
deutschepolitische Kultur nicht „verstanden". Zwar mochte ein
solcherAnsatz inDänemark Erfolghaben, das spricht für dieho-
hedemokratische Kulturdes Landes,inDeutschlandzeigte er je-
dochnochkeine besondere Wirkung.Deutschlandbliebinseiner
politischen Kultur „vordemokratisch" geprägt - das erkannten
die Dänen nicht.

34 Karl Alnor, Was hat uns Erziehern
und Lehrern der 14. März zu sagen?,
[Kiel] 1930, zitiert nach Erdmann, Die
Frage des14.März 1920, S. 659.
40 Vgl. dazu Kurt Jürgensen, Die
Gründung des Landes Schleswig-Hol-
stein nach dem Zweiten Weltkrieg. Der
Aufbau der demokratischen Ordnung
in Schleswig-Holsteinunterdem ersten
Ministerpräsidenten Theodor Steltzer
1945-1947, Neumünster 1967;Thomas
Schäfer, Die Schleswig-Holsteinische
Gemeinschaft 1950-1958, Neumünster
1987,S. 11 ff.
41 Adriansen/Doege, Deutsch oder
Dänisch, S. 27. Vgl. demgegenüber
Doege/Jessen-Klingenberg, Die natio-
nalen Minderheiten, S. 38, wo man
sich jeder Wertung enthält.
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IX DemokratischesSchleswig-Holstein?
Zieht man einekurzeBilanz,muß man feststellen,daß, beiAn-

wendung derhier indenMittelpunkt gerückten Kriterien,während
derVolksabstimmungen imJahre 1920noch vonkeiner politisch-
demokratischen Kultur des Landes gesprochenwerden kann.Die
Schatten der Väter- und Großvätergenerationen, im autoritären
Kaiserreich aufgewachsenund von keinem demokratischen Ver-
langen „angekränkelt", waren 1920noch zulang,die „alte"politi-
sche Kultur noch zudominierend. Daran zeigt sich einmal mehr,
daß die politische KultureinPhänomenist,das sich nur sehr lang-
sam verändert und langlebiger besteht, als sich rasch wandelnde
politischeUmstände vermuten lassen.

Dieses Ergebnis ist nicht neu. Die neuere schleswig-holsteini-
sche Regionalgeschichtehatineiner ReihevonDarstellungen,mit
einer Vielzahl von Argumenten, mit gutenGründen undmit ande-
renmethodischen Ansätzennachgewiesen, daß die deutsche Poli-
tik dem Anspruch einer entwickelten Demokratie zu dieser Zeit
nochnicht gerecht wurde und sich auch sehr schwer tat, eine sol-
che zu etablieren.42 Bei den Abstimmungen von 1920 war die
deutsche Politik - so wird vielfach konstatiert - in eine Art von
„vordemokratischenZustand" verfallen, der von dem politischen
Konservativismus und großen Teilen desLiberalismus bewußt be-
nutzt wurde und dem sich auch die Sozialdemokratie nurpartiell
entziehen konnte.43 Eine „Volksgemeinschaftsideologie" wurde in
Schleswig-Holsteinbereits zu diesemfrühen Zeitpunkt hergestellt
und als „politische Waffe" benutzt.44 Fast alle Chancen, die darin
gelegen hätten, die Möglichkeiten einer relativ fairen Grenzzie-
hungauf demokratischem Wege undmit demokratischen Mitteln
zuerreichen,wurden insofern frühzeitig vergeben.Ein Wandel so-
wohl in den außenpolitischen Zielen als auch in der funktionalen
Verwendung der Außenpolitik für eine innenpolitische Samm-
lungsbewegungist jedenfalls 1920 (noch) nicht zukonstatieren.

Zu diesem Ergebniskommt auch diese Analyse der politischen
Kultur. Siebestätigt dieThese,daß voneinem Bruchmit den Tra-
ditionendesKaiserreiches undeinem demokratischen Neuanfang
keine Rede sein kann. Ein „demokratisches Schleswig-Holstein"
hatzu Beginnder 20er Jahre nicht bestanden,

Im Vergleich zu Dänemark schneidet Schleswig-Holstein also
schlecht ab. Die deutsche Seite hat imJahre 1920 (aber auch spä-
ter) nur verhältnismäßig wenig zueinem gutendeutsch-dänischen
Verhältnis beigetragen.Dies war nicht zuletzt auch eine Folge der
durch die Volksabstimmung gestärkten politischen „Unkultur".
Daß dieAbstimmungen-und dieSchreckensjahre zwischen1933
bis 1945 - trotzdem keine irreparablenWunden imdeutsch-däni-
schenVerhältnis hinterließen, hängt daher weniger von den deut-
schen„Leistungen",sondern vielmehr vonDänemarks „Langmut"
ab.Diedänische Politik wurde im20. Jahrhundert so geführt, daß
sie auf Aggressionennur selten aggressiv reagierteunddamit kei-
ne unheilbaren Wunden hinterließ. Nicht zuletzt darin ist der
Grund zu suchen, daß sich sukzessive, trotz allerHemmnisse, die
beiderseitigen politischen Beziehungen so positiv entwickeln
konnten und das deutsch-dänische Verhältnisheute in der Tat als
geradezubeispielhaft geltenkann.

42 Hierzu nach wie vor wegweisend
Rietzier, „Kampfin derNordmark".
43 Ebenda,S. 110ff; dort auchweitere
Literaturhinweise.
44 Vgl. zu diesem Komplex Gerd
Vaagt, Der 14. März als nationales Er-
lebnis, in: ZSHG 96 (1971), S. 279-
-308.
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